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Wasserverband Großraum Ansfelden

E-Mail: ofica@urub.at

Telefon: 07229 I 88351

Datum: 03.12.2024

VERORDNUNG

der stadtgemeinde Ansfelden vom l2.Dezember 2024, womit die erlassene
und Kanalbenützungsgebühr (Kanalgebührenordnung der Stadtgemeinde
7. Dezember 2023, wie folgt a§eändert wird:

1958, LGBl.Nr.28 i.d.g"F. und des § 17, Abs.3,
2024, BGBI-I Nr.168/2023 i.d.g.F" wird verordnet:

§ I Anschlussgebühr

v0n Grundstücken an das gemeindeeigene, öffenfliche Kanalnetz wird eine
erhoben.

§ 2 Gebilhrenpflichtiger

sind die der angeschlossenen Grundstücke. Bei Bauten auf
Bauten als

Fläche von 150 m2, plus pauschat
1 4) je Hausanschlussschacht.

€ 980,51 (€ 991,37 + 1

die für den

entspricht einer
0 o/o USt. In «Jer Höhe

Bestimmungen

§ 3 Ausmaß der Anechlussgestthr

beträgt je Quadratmeter der

Zugehör eines Baurechts) sind
dieser Verordnung sinngemäß auf den Eigentrimer

31,49 (€ 28,63 + lAalo USt. in der

,50 (€ 4.295,00 + 10 o/a USt. in der Höhe von € 429,50) und

Bemessungsgrundlage nach
Höhe von € 2,86), mindestens
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2. Die Elemessungsgrundlage bildet die Quadratmeteranzahl der nach Abs. 2.1 ermittelten
Fläche jener Bauten, die einen unmittelbaren oder mittelbaren Anschluss an das
gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz auftareisen. Bei der Berechnung ist auf die volle
Quacl ratmetera nzah I der ei nzelnen Geschosse abzurunden.

a. AlsBemessungsgrundlagewerdenherangezogen:

ar) bei eingeschossiger Bebauung die Quadratmeteranzahlder bebauten Fläche;
t» bei mehrgeschossiger Bebauung die Summe der bebauten Fläche der

Geschosse;
c) die bebaute Fläche der zu Wohn- oder gewerblichen Zwecken ausgebauten

Dachgeschosse banr. die Nutzfläche der zu Wohn- oder gewerblichen Zwecken
ausgebauten Dach- und Kellerräume;

cl) bei Tankstellen neben den Bauten gemäß lit.a), b) und c), das halbe Ausmaß der
befestigten Verkehrsfl ächen, bei AutswaschpläEen die gesamte Nutrfläche der
Anlagen;

e,) bei Betriebs- und Lagerhallen sowie gewerblichen Garagen bis 500 m2 die
Quadratmeteranzahl (gemäß lit. a), b) und c) der bebauien Fläche (wobei
Flächen, die unter lit.f ermittelt werden, anzurechnen sind) die darüber
hinausgehende Fläche vermindert um 60 %:

0 bei Büro- und Sozialräumen sowie Bädern in Verbindung mit Betriebs- oder
Lagerhallen das Ausmaß gemäß lit.a), b) und c);

g) Land- und forstwirtschaflliche Betriebe sind nur mit jener bebauten Fläche in die
Bemessungsgrundlage nach Abs. 2 einzubeziehen, die für Wohnarvecke
bestimmt sind (Wohntrakt), sofern Abwässer in das KanalneE eingeleitet
werden.

h) Loggien, Erker, Porlale, auskragende schaufenster, wintergärten und
Tenassen, die von fünf Seiten umschlossen sind; werden gämäß lit. a), b) und c)
berechnet.

i) §portstätten, die keiner gewerblichen Nutzung unterliegen, Sanitänäume,
Kantinen, Küchen, Wirtschaftsräum e, Umkleideräume, Männschaftsräume udgl.
werden gemäß lit. a), b) und c) berechnet.j) bei Fleischhauereibetrieben mit Schlachtung, Hühnerschlachtereien und
Wäschereien das Ausmaß gemäß tit. a), b) und c);

k) bei allen Autobahnraststätten erfolgt zu der, gemäß lit. a), b) und c), ermittelten
Bemessungsgrundlage ein Zuschlag von 30 o/oi

b. Zur Bemessungsgrundlage werden nicht gerechnet:
a) Nebengebäude, wenn sie nicht zu Wohnzwecken ausgebaut und auch nicht Teil

eines Betriebes gewerblicher Art sind und auch keine häustichen Abwässer
anfallen;

b) Garagen, wenn sie nicht gewerblich betrieben und auch nicht Teil eines
Betriebes gewerblicher Art sind;

c) nicht überdachte Schwimmbäder;
d) zur öffentlichen versorgung dienende Anlagen wie Hochbehälter,

Drucksteigerungsanlagen, Trafostationen udgl. ;e) Kellerräume, Heizräume, Tank- und Holzlagelräume, Schutzräume, auch wenn
sie oberirdiqrh liegen. waschküchen, Hobbywerkstätten, Bastelräume,
Kellerbars, Sauna udgl., nur dann, wenn diese im Kellergeschoss ausgeflrhrt
werden;

0 bei Sportstätten jener Teil der Räumlichlreiten, der rein der Ausübung sporgicher
Tätigkeiten dient und in dem keine Abwässer anfallen;

ln allern Fällen, in denen ftrr ein Grundstück mehr als eine Einmündungsstelle in das
Kanalnetz geschaffen wird, ist für jede weitere Einmündungsstelle in däs
gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz ein Zuschlag im Ausmaß von 50 % v.H. der

3.



Kanarlanschlussgebuhr nach Abs.1 und 2 zu entrichten.

4. Für clen Anschluss von unbebauten Grundstücken ist die
Mindestanschlussgebühr (welche einem Ausmaß von 150 mz
Bemr;ssungsgrundlage entspricht) zu entrichten,

5. Bei nachträglichen Abänderungen der angeschlossenen Grundstrlcke ist eine
ergärzende Kanalanschlussgebühr zu entrichten, die im sinn der obigen
Bestimmungen mit folgender Maßgabe errechnet wird:

a) vl'ird auf einem unbebauten Grundstück ein Gebäude errichtet, ist von der
ermittelten Kanalanschlussgebühr die nach dieser Gebtihrenordnung für das
b etreffende unbebaute Gru ndsttrck sich ergebende Kanalanschluss§ebühr
abzuziehen, wenn für den Anschluss des betreffenden unbebauten
Girundstirckes vom Grundstückseigentümer oder dessen Vorgänger bereits
eine Kanalansehlussgebühr oder ein Entgelt für den Anschluis an das
Kanalnetz entrichtet wurde.

b)
Tritt durch Anderung an einem angeschlossenen bebauten Grundstück eine
Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß Abs. 2 ein (insbesondere
durch Zu- und umbau, bei Neubau nach Abbruch, beiAnderung des
Venrendungszwecks sowie Erichtung eines weiteren Gebäudes), ist die
Kanalanschlussgebühr für die Fläche der Vergrößerung in dem Ümfang zu
entrichten, in welchem die der Mindestanschlussgebühi entsprechende
Fläche überschritten wird. Ausgenommen sind nächträgliche thermische
S anierungen, insbesondere die Anbri ng ung eines Vo lkarmeschutzes.

c) ei ne Rtickzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebühren aufgrund
einer Neuberechnung nach diesem Absatz findet nichf statt.

§ 4 Vorauszahlung auf die Kanal*Anschlussgebühr

1. Der zum Anschluss 1n_das gemeindeeigene, öffentliche Kanalnetz verpflichtete
Gebührenpflichtige (§ 2) hat auf die nach dieser Kanalgebührenordnung .u
entrichtenden Kanalanschlussgebühr Vorauszahlungen zu leisten. Die
tor3lseghlung leträgü 90 y.H, jenes Betrages, der ünter Zugrundelegung der
verhiiltnisse im Zeitpunkt der vorschreibung der vorauszaht-ung als 

- -
Kanallanschlussgebühr zu entrichten wäre.

2. Die v*rauszahlungen sind nach Baubeginn des gegenständlichen
gemeindeeigenen Öffentlichen Kanatnetzes bescheidmäßig vorzuschreiben. Die
Voratrszahlung ist in areigleichgroßen Raten zu entrichteä, ba,v. die erste Rate
innerltalb eines Monates nach Zustellung des Vorschreibungsbeocheides Lnd die
zweite Rate innerhalb eines Jahres nach Zustellung des
Vorsc hreibungsbescheides.

3. Ergibl sich bei der Vorschreibung der Kanalanschlussgebühr, dass die von dem
betrelfe nden Gebü h re n pfl ichti g en bere its geleistete Vörauszahlu n g d ie
vorzurichreibende. Kanalen*chlussgebühr irbersteigt, so hat die stäOtgemeinde
den Untemchiedsbetrag innerhalb von a,veiWochän ab der vorsclrrei'bun! Oet
Kanal a nschlussgebühr von Amts wegen zurtickzu bezahlen.

4. Andel'n sich nach Leistung der Vorauszahlungen die Verhältnisse derart, dass
die Pflicht zur Entrichtung einer Kanatanschluasgebühr voraussichfiich ü'berhaupt



nicht entstehen wird, so hat dle Stadtgemeinde die Vorauszahlung innerhalb von
vier \ffochen ab der maßgeblichen Anderung, spätestens aber innerhalb von vier
Wochen ab Fertigstellung des gemeindeeigenen Kanalnetzes, verzinst mit 4 v.H"
pro Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von Amts wegen, zurückzuzahlen.

§ 5 Kanalbentitzungsgebühr

Der Gehühninpflichtige (§ 2) hat eine jährliche Kanalbenützungsgebühr, wie nachstehend
angeführt, zu entrichten.

1. Für Ein- und Mehrfamilienobjekte (gilt auch für Wohnanlagen, Wohntrakt der
latndwirtschaftlichen Objekte) setzt sich die Kanalbenützungsgebühr wie folgt
zusammen:

a) Grundgebühr für jedes angeschlossene Objekt in der Höhe von jährlich
€ 31,03 (€ 28,21 + 10 o/a USt. in der Höhe von € 2,AZ).

b) je m2 der Bemessungsgrundlage der nach § 3 ermittelten Fläche, jährlich €
2,31 (€.ZjO + 10 % USt. in der Höhe von €,A,21').

c) für jede am 1.1., 1.4.,1.7 und 1.10. des Jahres an der Liegenschafr
gemeldete Person, beträgt die Gebühr für das betreffende Quartal € 7,40 (€
6,73 + 100/o USt. in der Höhe von € 0,67); dies entspricht einer
verbrauchsabhängigen Gebühr in der Höhe von 7,5 m3 vierteljährlich. Handelt
es sich beiden gemeldeten Personen um Pflegerinnen in derAusübung ihres
Pflegeberufes gelten jeweils 2 Pflegerinnen als eine Person. Die
Abgabenschuldner haben diesen Umstand glaubhaft zu machen
(Bringschutd).
Anderungen während eines Quartals werden erst ab dem darauffolgenden
Quartal berücksichtigt.

d) Zusätzlich wird eine verbrauchsabhängige Gebühr eingehoben. Diese
beträgt, wenn Einwohner gemeldet sind, für die an die gemeindeeigene
w-§qqy*lsorgungsanlage angeschlosssnen Grundstücke € 0,98 (€ o,gg +
10% U§t. in der Höhe von € 0,09) pro m3/jährlich unter Elerücksichtilung der
gemäß lit.c) bereits verrechneten Gebtihr je Einwohner. Dies gitt auäh für jene
angeschlos§enen Grundstücke, deren Wasserbezug über einen
Fremdversolger vorgenommen wird und die Zählung mittels entsprechend
geeignetem Wassezähler erfolgt.

e) Erfolgt der Bezug des Wassers nicht oder nicht ausschließlich aus der
gemeindeei genen Wasserversorg ungsanlage, wird zusäElich zur
Grun*dge,bühr gemäß lit.a) und b) eine jähili;he verbrauchsabhängige Gebühr
für 15 m3 pro gemeldeter person berechnet.

f) Bei angeschlossenen Objekten, die vorübergehend teer stehen (keine
Einwohner gemeldet sind), ist die Gebühr gemäß lit a) und b) und zusätzlich
eine verbrauchsabhängige Gebühr in der ftOne von € 1,01 (€ 0,g2 + 10 yo
ust. In der Höhe von € 0,09) pro ma/jährrich zu entrichten.

2. Frir Gewerbe- und Industriebetriebe (gilt auch für Beherbergungsbetriebe,
Gasthäuser, Schulen, Kindergärten, Horte und ähnliche Obienä; Gartenhütten) setzt
sich die Kanalbenützungsgebühr wie folgt zusammen:

a) Grundgeb_ütr [ür jedes angeschlossene Objekt in der Höhe von jährlich
€ 31,03 (€. Zg,Z1 + 1A o/o USt. in der Höhe vbn € 2,92)

b) je1'z.{e1lgmessungsgrundlage der nach § 3 ermittetten Ftäche, jährlich €
3,54 (€ g,2Z + 10 % USt. in der Höhe von €0,32).



c) Zusätzlich wird eine verbrauchsabhängige Gebuhr eingehoben, Diese
beträgt, wenn Einwohner gemeldet sind, für die an die gemeindeeigene
wlsseryersorgungsanlage angeschlossenen Grundstücke € 0,gt(€ 0,99 +
10% ust. in der Hö_he von € 0,09) pro m3/jährtich. Dies gilt auch für jene
angeschlossanen Grundstücke, deren wasserhzug üblr einen
Fremdversorger vorgenommen wird und die Zählung mittels entsprechend
geeignetem Wasserzähter erfolgt.

d) Beiangeschlossenen Objekten, beidenen keine Einwohner gemeldet sind,
beträgt die zusätzliche verbrauchsabhängige Gebühr € 1,01 i€ o,g2 + 1a o/o

USt. ln der Höhe von € 0,09) pro ms/jährlich

3. [)ie Kanalbenützungsgebühr für Grundstücke, von denen nur Niederschlagswässer
abgeleitet werden, setzt sich wie folgt zusammen:

a) 9ryn9gqglht lillledes angeschlossene Grundstück in der Höhe von jährtich
€ 31,03 (€"28,21 + 1Ao/o USt. in der Höhe von € Z,g2').

b) für je angefangene 500 m2 Grundfläche mit einer Entwässerung in das
gemeindeeigene, Öffentliche Kanalnetz, jährlich € 99,18 (€ 90,16 + 10 o/o USt.
in der Höhe von € 9,02).'

§ 6 Bereitstellungsgebühr

1 Für dlie Bereitstellung des Kanalnetses wird für angeechlossene, aber unbebaute
Grundstücke eine jährliche KanalbereitstellungsgebUfrr erhoben. GebUfrrenffticfrtig ist
der Eiigenttimer des an die Kanalisation angeictrlossenen, iedoch unbebauien
Grundstticks.

2. Die Elereitstellungsgebähr beträgt für Grundstücke, in Abhängigkeit des Durchmessers
der
Ansclhlussleitung, jedenfalls jährlich

bis einschließlicfi Hausanschluss DN 150 € 91,03 (r-28,21+ 10 yo USt" in der Höhe von € 2,g2)

größer Hausanschluss DN 150 € *,62 (€ 49,65 + 1A vo USt. in der Höhe von € 4,gZ)

§ 7 frtreldepflicht

Der G-ebührernpflichtige h.at d9n erfolgten Kanal*nschtuss an die gemeindeeigene
Kanalisationtianlage sowie alle verandsrungrn, die firr Bestand unu none de-r Abgabenschuld
von Bedeutung sind, unvezüglich schriftlich der Stadtgemainde o"irnniiu ä"u"n,

§ I Entstehen des Abgabenanepruches und Fäiligkeit

1. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalanschlussgebühr sowie der
Bereilstellungsgebühr entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Herstellung des
Anscltlusses des Grundstückes an das Kanalnetz erfotgt, Cefeiit*Jvorauszantungen
nach § 4 dieser Kanalgebtjhrenordnung sind zu jenern Wert anzurechnen, der sich aus
der Brerucksichtigung der in den euadrätmetersäE eingeflossenen
Preissteigerungskornponente gegenüber dem zum Zeiipunkt der Vorschreibung der



Vorauszahlu ng kalkulierten Ouadratmetersatz ergibt.

2. Die \/erpflichtung zur Entrichtung einer ergänzenden Kanalanschtussgebühr nach § 3
Abs. 6lit.a), b) und c) dieser Kanalgebührenordnung entsteht mit der Vollendung der
Rohlnuarbeiten, bar. der vollendeten Anderung des Veruendungsanrecks, woblider
(oder' die) Gebührenpfliehtige(n) verpflichtet ist (sind), die Rohbaufertigstellung sowie die
vollendete Andarung des Venrendungszwecks, binnen einem Monat Jchriftlich
anzuzeigen. Bei Unterlassen der Anzeige entsteht der Abgabenanspruch mit dem
Zeitp,unkt der Kenntnisnahme der durchgeführten Maßnahmen durch die Behörde.

3. Der r\bgabenanspruch hinsichtlich der KanalbenüEungsgebühr entsteht beiden, zum
Zeitp,unkt des Anschlusses bereits benützten Baulichkeiten, mit dem auf don
Kanerlanschluss folgenden Monatsersten.
Bei ltleu-, Zu-, Auf-, Umbauten und Umwidmungen ist die Kanalbentrtzungsgebühr ab
dem auf die erstmalige Benützung folgenden Monatsersten zu entrichten, spätestens
jedoch zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Baues. Die Meldung der erstmaligen
Beniltzung ist binnen einem Monat der Stadtgemeinde durch den Gebührenpflichtigen
schriftlich zu erstatten. Bei Unterlassen der Anzeige entsteht der Abgabenanspruch mit
dem Zeltpunkt der Kenntnisnahme der durchgeführten Maßnahmen durch die Behörde.

4. Die \/erpflichtung zur Entrichtung der Benützungsgebühr entsteht mit erstmaliger
Möglichkeit der lnanspruchnahme des Kanalnetzes und in weiterer Folge mit dem 1. des
jewerlligen Kalenderiahres.

5. Die l(analbenützungsgebühr sowie die Bereitstellungsgebühr ist vom
Gebtihrenpflichtigen vierteljährlich, und zrrrrar jeweils am 15.03., 1s.06., 1s.og.
und '15.12" eines jeden Jahres, unter Berücksichtigung der Teilbeträge in der
annähemden Höhe des voraussichtlich zu erwartenden Wasserverbiauches, im
Naclrhinein zu entrichten.

6. Liegt der tatsächliche Vorjahres-Wesserverbrauch über dem Normverbrauch von 30 ml
pro E:inwohner, wird dieser dem Akonto-Teilbetrag des laufenden Jahres, (als Richtwert
des ttoraussichtlich zu enrvafienden Wasserverbrauchs) zu Grunde gelegt. Bei
Betriieben und kommunalen Einrichtungen erfolgt die Venechnung aäs Akonto-
Teilbetrages der wassermenge aufgrund des vorjahresverbrauches.
Jene Gebührenpflichtige, dessen Wasserbezug über einen Fremdversorger
vorgenommen wird und die Zählung mittels entsprechend geeignetem Wässerzähler
erfol.t;t, hab-en per 1.10. jeden Jahres den jährlichen WessÄrverbrauch bekannEugeben.
Generrell erfolgt die Abrechnung des Wasserverbrauches im 4.Vierteljahr des laufänden
Jahrers per 1.10.

I § 0 Urnsatzsteuer
I

ln den Gebil[ren ist die geseEliche umsatretEuer bereite enthalten.

II § {0 Re*ht$*trltuärnkeit

Die Rechtswirksamkeit dieser
Kundmachungsfrist folgenden
außer Kraft.

Verordnung mit dem auf den Ablauf der
tritt die Kanalgebührenordnung vom 0Z . lZ.ZOZgTrg;

ster:


